Verordnung macht Berufslehre für jugendliche Sans-Papiers möglich

Jugendliche Sans-Papiers dürfen künftig in der Schweiz eine Berufslehre machen. Der Bundesrat hat heute eine entsprechende Verordnung publiziert, die diese von den Gewerkschaften und den Sans-Papiers-Kollektiven seit längerer Zeit erhobene Forderung umsetzt. Ebenfalls heute bekannt gegeben hat der Bundesrat die Ablehnung der SVP-Initiatitive gegen «Massenweinwanderung». Die Unia begrüsst diese beiden Entscheide.
Kinder von Sans-Papiers, die einen grossen Teil ihrer Kindheit und Jugend in der Schweiz verbracht haben, können ab 1. Februar 2013 nach der obligatorischen Schulzeit eine Lehrstelle antreten. Eine entsprechende Verordnungsänderung hat der Bundesrat heute publiziert. Er erfüllt damit eine Motion von Nationalrat Luc Barthassat aus dem Jahr 2010. 
Echte Zukunftsperspektive
Kinder von Sans-Papiers haben ihren Aufenthalt in der Schweiz nicht selber gewählt. Sie wurden meistens in der Schweiz geboren oder sind als Kleinkinder mit Ihren Eltern in die Schweiz gekommen. Die meisten verbringen einen Grossteil ihrer Schulzeit hier — in ständiger Sorge, zusammen mit ihren Eltern ausgewiesen zu werden.
Bis jetzt hatten diese Jugendlichen nach dem Ende der obligatorischen Schulzeit kaum Perspektiven. In der Regel mussten sie sich weiterhin versteckt halten und allenfalls schwarz arbeiten. Mit der Verordnungsänderung bekommen diese Jugendlichen nun die Möglichkeit, eine Lehrstelle anzutreten. Eine berufliche Ausbildung wird ihnen in jedem Fall von Nutzen sein, ob sie nach ihrer Lehrzeit in der Schweiz bleiben oder in ihr Heimatland zurückkehren werden. Die Berufsausbildung eröffnet ihnen eine echte Zukunftsperspektive.
Die Gewerkschaft Unia ist über diese Verordnungsänderung sehr erfreut. Sie fordert die Arbeitgeber auf, bei einer schnellen Umsetzung der Verordnung in die Praxis mitzumachen und auch Sans-Papiers-Jugendliche bei der Vergabe von Lehrstellen für das nächste Lehrjahr zu berücksichtigen. 
Nein zum SVP-Angriff auf die Rechte von Migrantinnen und Migranten
Der Bundesrat hat heute zudem auch zur SVP-Initiative gegen «Masseneinwanderung» Stellung genommen. Diese will die Rechte der Migrantinnen und Migranten, die sich dank der bilateralen Verträge verbessert haben, wieder beschneiden und sie stärker diskriminieren. Die Unia stimmt dem Bundesrat zu, dass diese Initiative schädlich ist und abgelehnt werden soll. 
Weitere Auskünfte: Rita Schiavi, Mitglied der Unia-Geschäftsleitung. 
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